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D
as Leben von Jan Engelke
spielt sich in derGroßstadt ab
– aber sein Interesse gilt den
Gegenden drum herum: den
Einfamilienhaus-Siedlungen

indenSpeckgürtelnundaufdemLand.Da-
zu forscht und lehrt der Architekt an der
TU München am Lehrstuhl für Urban
Design. Dabei geht es ihm um die Häuser,
vor allemaberumdieMenschen, die darin
leben: Wie ihnen das Ideal vom eigenen
Haus mit Garten eingetrichtert wird und
sie dort dann auf viel zu viel Fläche alt
werden. So aber könne es inmitten der
Wohnungskrise nicht weitergehen, findet
Engelke. Nur: Wie geht es besser? Zeit für
ein Gespräch über Omas Häuschen und
Wohnformen der Zukunft.

SZ:HerrEngelke, drei vonvierDeutschen
wollen indeneigenenvierWänden leben,
am liebsten im Einfamilienhaus mit Gar-
ten.Woher kommt dieser Traum?
Jan Engelke: Dieser Traum ist vergleichs-
weise jung. Noch in den Fünfzigerjahren
wollten gerade mal 18 Prozent der Deut-
schen im Eigenheim leben. Das
Einfamilienhaus wurde erst in der Nach-
kriegszeit zumKernderbundesdeutschen
Wohnideologie.
Wie das?
Zunächst einmal musste man nach dem
KriegschlichtneuübersWohnennachden-
ken.Eswaren javieleHäuserundWohnun-
gen zerstört. Und mit dem Wirtschafts-
wunder war dann auch plötzlich das Geld
dafür da.
Mit Blick auf seinen Flächen- und Res-
sourcenverbrauch ist das Einfamilien-
haus schrecklich ineffizient. Wie konnte
es sich trotzdem alsWohnideal durchset-
zen?
Der Boom des Eigenheims war ein politi-
sches Projekt: Es wurde unter Adenauer
und späteren Kanzlern stark gefördert.
MitdemzweitenWohnungsbaugesetz von
1956 wurde das Einfamilienhaus sogar
zumoberstenZieldes sozialenWohnungs-
baus erklärt. Man wollte breite Kreise der
Bevölkerung mit dem Grund und Boden
verbinden. Das Gesetz erinnert in seiner
Formulierung ein bisschen an die „Blut-
und-Boden“-Ideologie der Nationalsozia-
listen.
Waswollte die Politik damit bezwecken?
Erklärtermaßen stand dahinter das Ziel,
die Tatkraft und den Sparwillen des Vol-
kes anzufeuern, wenn die Leute ihr eige-
nesHausbauen. Siepackendann selbst an
und stecken privates Kapital rein. Und das

Einfamilienhaus fügt sich wunderbar ein
in ein konservatives Familienbild.
Inwiefern?
DerdamaligeBundesbauministerPaulLü-
cke von der CDU ließ sich im Juli 1961 in
der Zeitschrift Schöner Wohnen in seinem
Garten abbilden, dahinter sah man sein
Einfamilienhaus. Die Botschaft war: Der
Patriarch, umgeben von seiner Frau und
den sechsKindern, beschafft seiner Fami-
lie diesesHaus. Es gibt auch eine Rede von
ihm von 1951, da verbindet er die beengte
Kleinwohnung mit Entsittlichung, mit
dem Zwang zur Empfängnisverhütung
und damit letztlich mit dem biologischen
Volkstod. Er sagt das wörtlich so. Das Ein-
familienhaus wird damit zum Instrument
der Familienpolitik. Es sollte ein hetero-
normatives, patriarchales Familienideal
fördernunddieLeutebewegen,mehrKin-
der zu kriegen. Nach dem Krieg musste ja
eine große demografische Lücke gefüllt
werden.
InderDDRlief esganzanders.DieBürger
sollten dort gar nicht nach privatem
Eigentum streben, im Gegenteil: Viele
Grundbesitzerwurden enteignet.
Esklingterstmalparadox,aberdiekollek-
tiven Wohnformen im Osten haben die
Eigenheim-Propaganda im Westen sogar
noch verstärkt. Das individuelle Wohnen
in der BRD, orientiert am Vorbild USA,
wurde bewusst als Gegenentwurf zum
Wohnen in der DDR gefördert.
Das Eigenheim als Bollwerk gegen den
Sozialismus?
Die Leute sollten durchprivates Eigentum
gegenkommunistische Ideen imprägniert
werden. Und das Einfamilienhaus sollte
politisch stabilisierend wirken: Wenn die
Leute ihr Haus besitzen, dann wollen sie
nicht sofort wieder einen Krieg anzetteln,

bei dem alles kaputtgehen kann oder sie
enteignetwerdenkönnen. Und schließlich
leistetdasEigenheimeinenBeitragzurpri-
vaten Altersvorsorge. NachdemKriegwa-
ren die Kassen leer, da war es der Politik
ganz recht, wenn die Leute selbst Sicher-
heiten für später aufbauten.
WiewurdendiesepolitischenZieleumge-
setzt?
IchhabeeineAufstellungüberdieMaßnah-
men gemacht, die das Eigenheim attraktiv
machen sollten. Das ist eine ganze Seite.
Der „Häuslebauer“-Paragraf etwa förderte
den Bau und Erwerb von Wohngebäuden
durch höhere Abschreibungen. Auch das
Bausparenwurdestarkunterstützt. Ichha-
bemit einemHausbesitzer aus der Zeit ge-
sprochen: Der war Kommunist und wollte
eigentlich kein Eigenheim – aber er sagte,
es wäre idiotisch gewesen, die Geschenke
des Staates nichtmitzunehmen.
Sieargumentierenauch,dasEinfamilien-
haus stehe der Gleichberechtigung zwi-
schenMann und Frau imWeg. Wieso das
denn?
SehenSie sichnurdie typischenGrundris-
se der Fünfziger- und Sechzigerjahre an!
Die bilden ganz klar die Geschlechterrol-
len ab. Das Herren- oder Arbeitszimmer
liegt zentral, dort ist oft auch der Kamin,
das warme Herz des Hauses. Der Eingang
liegt so, dass der Hausherr es über den
Flur direkt aus der Garage betreten kann,
ohne am häuslichen Geschehen vorbeizu-
kommen. Auch Kinderzimmer spielen
eine große Rolle, sie sind oft zum Garten
ausgerichtet,mit großen Fenstern. Und es
sind in der Regel mehrere Kinderzimmer
vorgesehen, selbst wenn das Paar beim
EinzugnochgarkeinKindhatte.DieFami-
lienplanung ist in den Grundriss einge-
schrieben. Die Hausfrau dagegen hat kein
eigenes Zimmer, und die Küche ist sehr

klein, darauf ausgerichtet, dass dort eine
Personalleinarbeitet. Gemeinsamkochen
istnicht vorgesehen.DieDurchreiche zum
Essbereich lässt sich zuklappen, sodass
man die häusliche Arbeit nicht sieht.
Aber die Häuser heute sind doch ganz
andersgeschnitten. In jedemNeubaugibt
es eine offene Küche.
Das Einfamilienhaus ist eine sexistische
Wohnform. Das gilt bis heute.
Wie bitte?
In vielen Einfamilienhausgebieten gibt es
ausschließlichWohngebäude.Die alltägli-
chenWegesinddadurchweit, unddieKin-
der müssen die ganze Zeit durch die Ge-
gend gefahren werden, weil der öffentli-
che Nahverkehr so schlecht funktioniert.
DieHäuser sindgroß,undgleichzeitig gibt
esdiesenAnspruchandieAufgeräumtheit
des Wohnraums, der auch medial vermit-
telt wird. Nimmt man dann noch die Ein-
kommensunterschiede dazu, lautet die
Antwort oft: Die Frau bleibt zu Hause und
leistet denGroßteil der Care- undHausar-
beit.HeutekommtnochdasThemaHome-
Office dazu – und damit wieder die Frage,
werAnspruchauf eineneigenenRaumhat
undwer nicht.
Bei all der Eigenheim-Propaganda, wie
erklären Sie sich, dass Deutschland eine
Nation derMieter geblieben ist? In kaum
einem Land in Europa besitzen weniger
BürgerWohneigentum.
Ich glaube, das hat auchmit dem Verhält-
nis zu Schulden zu tun. In den USA oder
Frankreich tun sich viele leichter damit,
hohe Kredite aufzunehmen. Hierzulande
dominiert die Auffassung: Man spart sich
das Haus vom Munde ab und übergibt es
schuldenfrei an die nächste Generation,
die dann am besten weiter in dem Haus
lebt. Das ist das deutsche Narrativ einer
erfolgreichen Lebensbiografie.
Viele begraben den Traum vom Eigen-
heim also lieber, als das Risiko einzuge-
hen, es nicht abbezahlen zu können?
Ja, so sehe ich das.Wobei ich die Frage an-
ders stellen würde: Wenn der Traum vom
eigenen Haus so schwierig zu realisieren
ist, warum hält sich dieser Wunsch dann
so hartnäckig? Es ist doch verrückt! In
Deutschlandgibtes16MillionenEinfamili-
enhäuser, und in jedem leben im Schnitt
nur 1,8 Personen. Beim Einfamilienhaus
denktman immer an die Familie mit zwei
oder drei Kindern, aber die allermeiste
Zeit wohnen dort höchstens zwei Men-
schen, häufig sogar nur eine Person. Es
gibt zigMillionenZimmer in diesemLand,
die nicht genutztwerden,Hunderttausen-
de Geschosse, die monatelang kein
Mensch betritt. Das ist grotesk angesichts
derWohnungskrise.

Was schlagen Sie vor?
Statt neu zu bauen, sollten wir uns viel
mehr mit dem bestehenden Wohnraum
auseinandersetzen. Studierende haben in
meinem Seminar Vorschläge erarbeitet,
wie man Einfamilienhäuser anders nut-
zen kann. Eine Idee war, ein großes Haus,
das nur noch von einer Person bewohnt
wird, so umzubauen, dass mehrere Nach-
barn dort einziehen können. Jede Person
hätte ein eigenes Zimmer, ein eigenes Bad
und sogar eine eigene kleine Küche. Und
daneben gäbe es Räume für die Gemein-
schaft.
Wie wollen Sie die Leute zum Umziehen
bewegen? Gerade ältere Menschen hän-
gen doch an ihremHäuschen.
Das Problem vieler Einfamilienhaussied-
lungen ist ihre homogene Altersstruktur:
Die Bewohner ziehen zeitgleich ein und
werden dort gemeinsam alt. Irgendwann

leben dort dann nur noch ältere Leute in
ihrenviel zugroßenHäusern.Würdeneini-
ge gemeinsam in ein Haus ziehen, das
zuvor inaltersgerechteWohnungenumge-
baut wurde, könnten diese Menschen in
ihremvertrautenViertelbleiben.Gleichzei-
tig würde Wohnraum für neue Bewohner
frei.Wenn die VorbesitzerinWert auf ihren
Garten legt, könnte sie rübergehen und in
ihremaltenGarten arbeiten, die neuenBe-
wohner wären wahrscheinlich froh. Das
ganze Quartier würde sich neu vernetzen.
Auf kaum einen SZ-Artikel gab es in die-
sem Jahr so viele Leserkommentare wie
auf den Essay „Oma soll umziehen“. Da
ging es darum, dass gerade ältere Men-
schen auf zu vielWohnfläche leben.
VieleMenschen spüren, dass ein Leben zu
zweit oder allein auf 130 Quadratmetern
eigentlichnicht richtig ist. Siewissen, dass
sich etwas ändern muss. Aber wenn das
eigene vertraute Leben infrage gestellt
wird und dann auch noch von oben herab,
dann reagieren die Menschen allergisch.
Das wurde bei der Debatte um das Hei-
zungsgesetz extrem deutlich. Den Leuten
vorzuschreiben, wie sie leben sollen, das
ist politischer Selbstmord.
Wie geht es besser?
EineLösungkönntesein,dieLeutezubera-
ten. Es gibt ja auch Energieberater, die
nachHausekommenundeinemallesüber
die Heizung erzählen. Wieso gibt es nie-
manden, der beim Wohnen berät? Der
fragt: Wird dir das Einfamilienhaus allein
nicht zu viel? Du musst imWinter Schnee
räumen, das Haus wird älter, du musst
dich um das Dach kümmern. Vielleicht
gibt es ja eine andere Lösung, und wir un-
terstützen dich dabei.
400000 neue Wohnungen jedes Jahr,
davon 100000 Sozialwohnungen – die
Ampelkoalition hat ihr Ziel nie erreicht,
und nun gibt es sie nicht mehr. War das
Ziel denn richtig?
Ich halte das Ziel für komplett verkehrt,
jedenfalls in der Weise, wie es etwa von
Olaf Scholz propagiert worden ist: dass
man sich auf die grüne Wiese stellt und
sagt, hier müssen wir jetzt richtig viel neu
bauen. Aus meiner Perspektive muss die
Antwort heißen: Wir dürfen kein einziges
Hausmehrbauen, schongarkeinEinfami-
lienhaus.
Wenn ich also zu Ihnen komme und sage:
Herr Engelke, Sie haben so tolle Ideen,
bauen Sie mir bitte ein Haus auf dieses
Grundstück –würden Siewirklich ableh-
nen?
Ja, daswürde ich nichtmachen. Ichwürde
stattdessen einen Spaziergang mit Ihnen
machen. Wir würden ein paar Bestands-
häuser anschauen, in denen vielleicht et-
wasmöglich ist. Dannwürden wir uns ge-
meinsam ein Konzept dafür überlegen.
EinArchitekt,dernichtmehrbauenwill –
klingt, alswollten Sie sich selbst abschaf-
fen.
Bei den Studierenden verändert sich das
Berufsbild gerade radikal. Viele sehen ihre
Rolle künftig mehr im Umbau und in der
Beratung, im Moderieren verschiedener
Interessen. Wir müssen die Qualitäten
und Potenziale, die unser Wohnbestand
hat, vermitteln und zugänglich machen.
Deshalb würde ich in so einem Spazier-
gang mit Ihnen meine Aufgabe als Archi-
tekt sehen.
Wiewohnen Sie denn selbst?
In einerWohnung.
Würden Sie gern in einem Einfamilien-
haus leben?
Ich bin in einem aufgewachsen und froh,
dass ich diese ungeheuer privilegierte
Wohnformerlebendurfte.Geradedeshalb
denke ich, dass sich ihre Qualitäten archi-
tektonisch anders umsetzen lassen, zum
BeispieldurcheinegemeinschaftlicheNut-
zung. So stündendieVorteile desEinfami-
lienhauses mehrMenschen offen. 

Jan Engelke hat in Zürich und
Weimar Architektur

studiert, jetzt forscht und
lehrt er an der TU München.
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E
sdauertenureinpaarStunden.
Noch wusste niemand, wo sich
der gestürzte syrischeDiktator
Baschar al-Assad überhaupt

aufhielt, da forderten die Ersten hierzu-
lande schon schnelle Abschiebungen
nach Syrien. Und ebenso schnell waren
die sicherlich gut gemeintenGegenargu-
mente gefunden: Man kann die doch
nicht einfach abschieben, schaut doch
mal,wiewichtig sie fürunsereWirtschaft
sind. Dabei ist derGedanke, der imKern
diesesGegenargumentssteckt,kaumwe-
niger herabwürdigend als der Rassismus
hinter den Abschiebe-Forderungen. Es
wirdnurdaseineKriteriumfürdieBewer-
tung eines Menschen – seine Herkunft –
durch ein anderes ersetzt: seine wirt-
schaftliche Verwertbarkeit. Aber wäh-
rend offene Fremdenfeindlichkeit zu
Recht beim Großteil der Gesellschaft auf
Ablehnungstößt, istdieökonomischeLo-
gik weitverbreitet.

So drehte sich die deutsche Debatte
auch im Zuge des Krieges in der Ukraine
schnell um die Frage, was wichtiger sei:
dass ukrainische Fachkräfte den hiesi-
genBetriebenhelfenoderdass siealsSol-
daten daheim die europäische Freiheit
verteidigen.Dabeimüsstedochgenügen,
dass sie erst einmal eines sind: Kriegs-
flüchtlinge. Natürlich,diedeutscheWirt-
schaft war und ist abhängig von Arbeits-
kräften aus dem Ausland. Waren es frü-
herdieGastarbeiter inder Industrie, sind
es heute die Saisonarbeiter auf den Fel-
dern, die 24-Stunden-Kräfte in der Pfle-
ge oder die Monteure auf dem Bau. Be-
trachtet man den Fachkräftemangel und
die demografische Entwicklung, ist klar,
dassdasnoch langesobleibenwird. Und
klar, Integrationkostet:Zeit,GeldundAr-
beitskraft. Es braucht Lehrerinnen, Sozi-
alarbeiter, Beamte, die alle auch bezahlt
werden wollen. Die Menschen aufzufor-
dern, sich möglichst schnell am wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Le-
benzubeteiligen, istdeshalbnicht falsch.
Aber es kann nicht das Kriterium dafür
sein, ob sie Hilfe bekommen oder nicht.

Doch nicht nur in der Integrations-
und Migrationsdebatte steckt diese Ver-
und Abwertungslogik. Sie steht im Zen-
trumvieler Sozialdebatten unserer Zeit –
etwa, wenn es um die Forderungen nach
Bürgergeldkürzungen für Langzeitar-
beitslose geht. Aber verdienen ein men-
schenwürdiges Leben nur jene, die sich
auch der Wirtschaft zur Verfügung stel-
len? Genau dieser Nützlichkeitsgedanke
spielt auch in der Diskriminierung von
MenschenmitBehinderungeine zentrale
Rolle. Die könnten nicht so produktiv ar-
beitenwieNicht-Behinderteundseienda-
bei sogar noch, Gott bewahre, eine Belas-
tung für das Gesundheitssystem, heißt
es.AufdieserBasiswirddannauchgegen
von Kritikern seit Jahren vorgebrachte
MindestlohnforderungeninBehinderten-
werkstätten argumentiert. Man biete
doch das Gefühl, zumindest irgendwie
nützlich zusein–dannsolltendieBetrof-
fenen sich auch mit einem Entgelt von
durchschnittlich 220 Euro im Monat zu-
friedengeben! Das Ganze müsse für die
Werkstattbetreiber ja auch wirtschaft-
lich tragbar sein. Dass eine normale Teil-
habeamgesellschaftlichenGeschehenso
praktisch unmöglich ist, ist recht offen-
sichtlich, da reichtderBlickauf diePreis-
schilder imSupermarkt.AbermitdemAr-
gumentdesvermeintlichgeringerenöko-
nomischen Nutzens wird auch hier der
Wert desMenschenund seinerArbeit ge-
ring geschätzt. Auch wenn der integrati-
ve Grundgedanke hinter den Werkstät-
ten, die Einbindung von Menschen mit
BehinderungindenArbeitsalltag, ein löb-
licher ist, sorgt seine Ausformung für
das, was er eigentlich bekämpfen möch-
te: eine Herabwürdigung vonMenschen.

Gerade inDeutschland, dassichseines
humanistischen Wertesystems rühmt,
ist das der falsche Ansatz. DerWert eines
Menschenlebens kann nicht relativiert
werden, kann nicht zur Diskussion ste-
hen,egal,wiedieBegleitumständeausse-
hen mögen: Herkunft und Gesundheits-
zustand können keine Parameter der Be-
wertungsein–undauchnicht die ökono-
mische Verwertbarkeit.  Torben Kassler
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„
Wir dürfen

kein einziges

Haus mehr

bauen,

schon gar kein

Einfamilienhaus.“

„Das Einfamilienhaus
ist eine sexistische Wohnform“

Vater, Mutter, Kinder – alle glücklich vereint im Eigenheim

mit Garten. So sieht der Traum von Millionen Deutschen aus. Warum eigentlich?

Architekt Jan Engelke hat das erforscht. Und zieht radikale Schlüsse.

Torben Kassler
findet Menschen
meistens ganz
okay, auch wenn
sie nicht arbeiten.

„
Es gibt

zig Millionen

Zimmer

in diesem Land,

die nicht

genutzt werden.“

Hinter die Fichte: Wie deutsche

Wälder diverser werden und dem

Klimawandel trotzen sollen � Seite 20

Idyll anno 1965:
eine Familie im

Garten ihres
Hauses in Frank-

furt am Main.
Noch immer ist das

der Wohntraum
vieler Deutscher.
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DEBATTE ÜBER
ABSCHIEBUNGEN

Nur nützlich
Den Wert eines

Menschenlebens darf man

nicht an seiner ökonomischen

Verwertbarkeit festmachen.

Die Ver- und

Abwertungslogik gilt

nicht nur für Migranten


